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Gesetz zur Aufnahme von ausländischen 
Flüchtlingen, Spätaussiedlern und unbegleiteten 
ausländischen Kindern und Jugendlichen 
(Aufnahmegesetz - AufnG)

Aufnahmegesetz
Inkrafttreten: 30.06.2025 
Zuletzt geändert durch: zuletzt geändert durch Geschäftsverteilung des Senats vom 
02.09.2025 (Brem.GBl. S. 674) 
Fundstelle: Brem.GBl. 2004, 591 
Gliederungsnummer: 26-a-1 
 

Fußnoten

Verkündet als Artikel 1 des Bremischen Gesetzes zur Umsetzung des 
Zuwanderungsgesetzes vom 14. Dezember 2004.

§ 1 
Aufgabe

Die Aufnahme und vorläufige Unterbringung von ausländischen Flüchtlingen und 
Spätaussiedlern sowie die vorläufige Inobhutnahme und die Inobhutnahme von 
unbegleiteten ausländischen Kindern und Jugendlichen ist Aufgabe der Stadtgemeinden 
Bremen und Bremerhaven, soweit eine Unterbringung nicht in Landesaufnahmestellen 
erfolgt.

§ 2 
Personenkreis

Die Aufnahmeverpflichtung erstreckt sich auf:

Asylbewerber im Sinne von § 1 Abs. 1 des Asylverfahrensgesetzes,

Ausländer, die unerlaubt eingereist sind und nach § 15a des Aufenthaltsgesetzes auf 
die Länder verteilt werden,
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Ausländer, die auf Grund einer Übernahmeerklärung nach § 22 des 
Aufenthaltsgesetzes aus völkerrechtlichen oder dringenden humanitären Gründen in 
das Bundesgebiet aufgenommen werden,

Ausländer, denen nach § 23 des Aufenthaltsgesetzes auf Grund einer Anordnung des 
Senators für Inneres und Sport aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen oder 
zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland ein 
Aufenthaltstitel erteilt wird,

Ausländer, denen auf Grund eines Beschlusses des Rates der Europäischen Union 
vorübergehender Schutz gewährt wird und die nach § 24 des Aufenthaltsgesetzes auf 
die Länder verteilt werden,

Spätaussiedler und deren Ehegatten und Abkömmlinge, soweit sie die 
Voraussetzungen des § 7 Abs. 2 des Bundesvertriebenengesetzes erfüllen, sowie 
Familienangehörige von Spätaussiedlern, die nach § 8 Abs. 2 des 
Bundesvertriebenengesetzes in das Verteilungsverfahren einbezogen werden,

unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche, zu deren Aufnahme das Land 
Bremen nach § 42b Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch verpflichtet ist,

unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche, zu deren vorläufiger 
Inobhutnahme die Jugendämter der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven nach 
§ 42a Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch verpflichtet sind.

 
§ 3 

Erstaufnahme, Verteilung, Zuweisung, vorläufige Inobhutnahme und Inobhutnahme

(1) Die Durchführung des Erstaufnahmeverfahrens sowie die Verteilung und Zuweisung für 
die in § 2 genannten Personen obliegt den durch Bundesgesetz oder den durch 
Rechtsverordnung nach § 4 bestimmten Stellen.

(2) Zur Erstaufnahme der in § 2 genannten Personen kann die durch Rechtsverordnung 
nach § 4 bestimmte Stelle Landeserstaufnahmestellen einrichten.

(3) Die in § 2 genannten Personengruppen können zur Aufnahme auf die Stadtgemeinden 
verteilt werden. Die Verteilung erfolgt jeweils nach folgendem Schlüssel:

Stadtgemeinde Bremen 80 v. H.,
Stadtgemeinde Bremerhaven 20 v. H.
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(4) Die nach § 2 Nummer 1 bis 6 aufzunehmenden Personen sind der Stadtgemeinde 
zuzuweisen, auf die sie verteilt worden sind. Der Haushaltsgemeinschaft von Ehegatten, 
gleichgeschlechtlichen Partnerschaften und Alleinerziehenden und ihren ledigen Kindern 
unter 18 Jahren ist Rechnung zu tragen. Einer Anhörung bedarf es nicht. Widerspruch und 
Klage gegen die Zuweisung haben keine aufschiebende Wirkung.

(4a) Unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche, zu deren vorläufiger 
Inobhutnahme die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven nach § 42a Absatz 1 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch verpflichtet sind, sind gemäß Absatz 3 den 
Stadtgemeinden zuzuweisen. Zuständig für die vorläufige Inobhutnahme eines 
unbegleiteten ausländischen Kindes oder Jugendlichen, dessen unbegleitete Einreise in 
die Bundesrepublik Deutschland das erste Mal im Land Bremen festgestellt wird, ist das 
Jugendamt der Stadtgemeinde, in deren Bereich sich das Kind oder der Jugendliche vor 
Beginn der Maßnahme aufhält. Das zuständige Jugendamt meldet das vorläufig in Obhut 
genommene Kind oder den Jugendlichen unverzüglich bei der für die Verteilung und 
Zuweisung nach § 42b des Achten Buches Sozialgesetzbuch zuständigen Stelle 
(Landesverteilstelle) an und teilt ihr etwaige Ausschlussgründe im Sinne des Satzes 6 mit. 
Die Landesverteilstelle entscheidet unverzüglich nach Anmeldung eines unbegleiteten 
ausländischen Kindes oder Jugendlichen nach Maßgabe von Satz 5 und 6 darüber, ob die 
nach Satz 2 begründete Zuständigkeit auf das andere Jugendamt übergeht. Hat die nach 
Satz 2 zuständige Stadtgemeinde ihren Schlüssel nach Absatz 3 erfüllt, soll die 
Landesverteilstelle bestimmen, dass die Zuständigkeit für die vorläufige Inobhutnahme 
des unbegleiteten ausländischen Kindes oder Jugendlichen auf das andere Jugendamt 
übergeht. Ein Übergang der Zuständigkeit ist ausgeschlossen, wenn

dadurch das Wohl des unbegleiteten ausländischen Kindes oder Jugendlichen 
gefährdet würde,

dadurch Geschwister getrennt würden, es sei denn, dass das Wohl eines Kindes oder 
eines Jugendlichen die Trennung erfordert,

dadurch eine Trennung von verwandten Volljährigen erfolgen würde, zu denen eine 
familiäre Bindung besteht, es sei denn, dass das Wohl eines Kindes oder eines 
Jugendlichen die Trennung erfordert oder

der Gesundheitszustand des Kindes oder Jugendlichen einen Übergang der 
Zuständigkeit innerhalb von 14 Werktagen nach Beginn der vorläufigen 
Inobhutnahme nicht zulässt.



Seite 4 von 5

Ist ein Übergang der Zuständigkeit nach Satz 6 ausgeschlossen, wird die Anzahl der in 
den Stadtgemeinden verbleibenden unbegleiteten ausländischen Kinder und Jugendlichen 
auf den Schlüssel nach Absatz 3 angerechnet. Die Landesverteilstelle benachrichtigt auf 
der Grundlage ihrer Entscheidung nach Satz 4 unverzüglich das für die vorläufige 
Inobhutnahme fortan zuständige Jugendamt; sie kann auch das andere Jugendamt 
benachrichtigen, wenn dies geboten ist. Im Falle des Übergangs der Zuständigkeit 
benachrichtigt sie auch das bisher zuständige Jugendamt; dem Kind oder dem 
Jugendlichen ist unverzüglich Gelegenheit zu geben, eine Person seines Vertrauens zu 
benachrichtigen. Solange das Jugendamt, auf welches die Zuständigkeit übergehen soll, 
nicht benachrichtigt worden ist, verbleibt es bei der bisherigen Zuständigkeit. Geht die 
Zuständigkeit auf das andere Jugendamt über, wird das unbegleitete ausländische Kind 
oder der Jugendliche unverzüglich an dieses übergeben. Das Jugendamt der 
Stadtgemeinde, welches das Kind oder den Jugendlichen zunächst vorläufig in Obhut 
genommen hat, stellt die Begleitung des Kindes oder Jugendlichen und dessen Übergabe 
durch eine geeignete Person an das fortan zuständige Jugendamt sicher. Klagen gegen 
Entscheidungen nach diesem Absatz haben keine aufschiebende Wirkung.

(5) Unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche, zu deren Aufnahme das Land 
Bremen nach § 42b Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch verpflichtet ist, sind 
bei der Zuweisung nach § 42b Absatz 3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch vorrangig 
der Stadtgemeinde zuzuweisen, welche das Kind oder den Jugendlichen nach § 42a des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch vorläufig in Obhut genommen hat. Hat diese 
Stadtgemeinde die Aufnahmequote nach Absatz 3 erfüllt, soll die andere Stadtgemeinde 
benannt werden.

(6) Ist die Durchführung des Verteilungsverfahrens für unbegleitete ausländische Kinder 
und Jugendliche nach § 42b des Achten Buches Sozialgesetzbuch ausgeschlossen, wird 
die Anzahl der in den Stadtgemeinden verbleibenden unbegleiteten ausländischen Kinder 
und Jugendlichen auf die Aufnahmequoten nach § 3 Absatz 3 angerechnet.

§ 4 
Verordnungsermächtigung

Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die für die Durchführung der 
Erstaufnahme, die Verteilung und Zuweisung zuständige Behörde zu bestimmen.

§ 5 
Erhebung und Übermittlung personenbezogener Daten

(1) Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden dürfen zum Zwecke der 
Ausführung dieses Gesetzes personenbezogene Daten der in § 2 genannten Personen 
erheben, speichern und den mit der Unterbringung, der vorläufigen Inobhutnahme und der 
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Inobhutnahme befassten Stellen übermitteln, soweit dies zur Aufgabenerfüllung 
erforderlich ist.

(2) Die Daten dürfen von den Stellen nach Absatz 1 nur für Unterbringungs- und 
Betreuungszwecke sowie für Zwecke der vorläufigen Inobhutnahme und der 
Inobhutnahme sowie der Leistungsgewährung für unbegleitete ausländische Kinder und 
Jugendliche verarbeitet werden. Hinsichtlich der unbegleiteten ausländischen Kinder und 
Jugendlichen gelten die sozialdatenschutzrechtlichen Vorschriften des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch.
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